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Soforthilfe

Die Soforthilfe des Bundes ist ein wichtiges Instrument für kleine und mittlere Unternehmen, um kurzfristig Liquidität zu 
sichern. Der BFB und seine Mitgliedorganisationen haben beim Bundeswirtschaftsministerium und bei den Landesregie-
rungen interveniert, um die Anwendung für viele Freiberufler möglich zu machen, die durch das Auseinanderfallen von 
Leistungserbringung und späterer Rechnungsstellung in eine Regelungslücke zu geraten drohen. 
Zudem plädiert der BFB für eine Erweiterung der Corona-Soforthilfe für Unternehmen mit 11 bis 50 Beschäftigten aus dem 
Bundeshaushalt und einer Ausdehnung um Lebenshaltungskosten in Höhe von 1180 Euro monatlich. Wichtig bleibt, dass 
das Corona-Soforthilfe-Programm noch für drei Monate über den 31.Mai 2020 hinaus verlängert wird. 
Informationen finden Sie beim  BUNDESFINANZMINISTERIUM. 
Eine Übersicht über die zuständigen Behörden oder Stellen in den Ländern für die Soforthilfe der Bundesländer findet sich 
auf der Website des BUNDESMINISTERIUMS FÜR WIRTSCHAFT UND ENERGIE. Hier bitte die Passage zur Soforthilfe öffnen.

1/5 Sachstand: 28. Mai 2020
Der BFB erhebt keinen Anspruch auf Vollständigkeit. Eine Haftung für inhaltliche Richtigkeit kann nicht übernommen werden.

Arbeitslosengeld I

Nach dem Bundeskabinett hat am 14.5.2020 auch der Bundestag und am 15.5.2020 der Bundesrat den Gesetzentwurf 
zum Sozialschutz-Paket II beschlossen. Darin enthalten ist auch die Verlängerung der Bezugsdauer für das Arbeitslosen-
geld I (ALG I). Der Bezugszeitraum wird für diejenigen um drei Monate verlängert, deren Anspruch zwischen dem 1. Mai 
und 31. Dezember 2020 enden würde. Wer arbeitslos wird, bekommt bisher zwölf Monate lang Arbeitslosengeld I, das gilt 
für Arbeitnehmer bis 50 Jahre – vorausgesetzt, sie waren zuvor 24 Monate oder länger versicherungspflichtig. Für Arbeits-
lose ab 50 Jahren steigt die Bezugsdauer in mehreren Schritten auf bis zu 24 Monate an. Voraussetzung: Sie waren 48 
Monate oder länger versicherungspflichtig. Die Höhe des Arbeitslosengeld I liegt bei 60 Prozent des letzten Netto-Entgelts, 
bei Arbeitslosen mit Kindern sind es 67 Prozent. Weitere Informationen finden Sie auf der Website des BMAS.

Arbeitslosengeld II

Arbeitslosengeld II (ALG II) gibt es nicht nur für Arbeitnehmer. Auch Freiberufler können in der Krise durch aufstockende 
Leistungen unterstützt werden, wenn sie in eine existenzbedrohende Lage kommen.  
Bei Eintreten einer finanziellen Hilfebedürftigkeit besteht die Möglichkeit beim zuständigen Jobcenter einen ALG II Antrag 
zu stellen, gegebenenfalls besteht ein Anspruch auf sogenannte aufstockende Leistungen. Wer erstmals Arbeitslosengeld 
II beantragen will, findet bei der BUNDESAGENTUR FÜR ARBEIT weitere Information zum Verfahren beim Erstantrag sowie 
alle MERKBLÄTTER UND FORMULARE. Wenn Freiberufler oder Selbstständige mit Hartz-IV-Bezügen auch „Corona-Sofort-
hilfen” bekommen, darf diese Sonderzahlung in der Regel nicht auf ihr Arbeitslosengeld II angerechnet werden.

Insolvenzantragspflicht

Die reguläre dreiwöchige Insolvenzantragspflicht ist bis zum 30. September 2020 ausgesetzt. 
Voraussetzung ist, dass die Insolvenzreife auf den Folgen der Corona Pandemie beruht und Aussichten auf Wiedererlan-
gung der Zahlungsfähigkeit bestehen. Das Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz hat eine entsprechende 
Rechtsverordnung erlassen. Die Rechtsverordnung finden Sie beim BMJV.

https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Standardartikel/Themen/Schlaglichter/Corona-Schutzschild/2020-03-19-Milliardenhilfe-fuer-alle.html
https://www.bmwi.de/Redaktion/DE/Coronavirus/soloselbststaendige-freiberufler-kleine-unternehmen.html
https://www.bmas.de/DE/Presse/Pressemitteilungen/2020/sozialschutzpaket-ii-weitere-hilfen-fuer-arbeitnehmer.html
https://www.arbeitsagentur.de/m/corona-grundsicherung/
https://www.arbeitsagentur.de/arbeitslos-arbeit-finden/download-center-arbeitslos
https://www.bmjv.de/SharedDocs/Gesetzgebungsverfahren/Dokumente/Bgbl_Corona-Pandemie.pdf?__blob=publicationFile&v=1
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Stundung von Darlehen

Bei Darlehen, die vor dem 15. März 2020 abgeschlossen wurden, stellt der Gesetzgeber den Fortbestand des 
Vertrages in den Vordergrund und ordnet zumindest für Verbraucherdarlehen eine gesetzliche Stundung der Ansprüche 
an, die im Zeitraum zwischen dem 1. April 2020 und dem 30. Juni 2020 fällig werden. Die Stundung betrifft Ansprüche 
auf Rückzahlung des Darlehens sowie regelmäßig anfallende, üblicherweise monatlich zu erbringende Zins- und Tilgungs-
leistungen. Die Möglichkeit der Einbeziehung von Kleinstunternehmen in den Anwendungsbereich der Regelung ist 
ausdrücklich vorgesehen. Informationen finden Sie beim  DEUTSCHEN BUNDESTAG.

Stundung von Sozialversicherungsbeiträgen

Unternehmen und Selbstständige, die sich aufgrund der Corona-Krise in finanziellen Schwierigkeiten befinden, kön-
nen bei ihrer Krankenkasse aktuell eine vorübergehende Stundung der Sozialversicherungsbeiträge beantragen. Wie 
der Spitzenverband der gesetzlichen Krankenversicherungen (GKV) im Rundschreiben vom 19. Mai 2019 mitteilte, 
können betroffene Arbeitgeber die Abgaben für Arbeitnehmer unter bestimmten Bedingungen im März, April und 
letztmalig auch im Mai aussetzen. Darüber hinaus soll auch noch für Stundungsanträge bis September ein erleich-
terter Nachweis der Voraussetzung der „erheblichen Härte“ gelten. Für die Fortsetzung der Stundung dieser Beiträge 
als auch für den Beitrag für den Monat Mai 2020 bedarf es eines (erneuten) Antrags. Informationen finden Sie beim 
GKV SPITZENVERBAND.

KfW-Kredite/Betriebsmittel

Mit dem KfW-Unternehmerkredit werden für KMU Haftungsfreistellungen von bis zu 90 Prozent für  
Investitionen und Betriebsmittel erzielt (für Großunternehmen bis 80 Prozent). Seit dem 23. März können die Programme 
mit Zinssätzen nur noch um die ein bis zwei Prozent angeboten werden. Der BFB und seine Mitgliedsorganisationen 
drängen auf eine bessere Praxis, schnellere und fairere Vergabe, vor allem bei den Hausbanken, damit das Instrument 
nicht ins Leere läuft. Informationen finden Sie bei der KFW.

KfW-Schnellkredit

Der KfW-Schnellkredit steht Unternehmen mit mehr als zehn Mitarbeitern zur Verfügung, die mindestens seit dem 1. Januar 
2019 am Markt sind, mit erzieltem Gewinn in den Jahren 2017–2019 oder im Jahr 2019. Das Kreditvolumen pro Unter-
nehmen beläuft sich auf bis zu drei Monatsumsätze des Jahres 2019, maximal 800.000 Euro für Unternehmen mit einer 
Beschäftigtenzahl über 50 Mitarbeitern und maximal 500.000 Euro für Unternehmen mit einer Beschäftigtenzahl von bis zu 
50 Mitarbeitern. Der BFB sieht eine Lücke bei dieser Regelung für Freiberufler-Einheiten mit weniger als 10 Beschäftigten. 
Zudem fordern wir eine Positivformulierung bei den Förderausschlussbedingungen in Bezug auf Gehälter und Gewinnaus-
schüttungen, die die Nichtübertragbarkeit der Förderausschlüsse bei Personengesellschaften und GbR klarstellt. Weitere 
wichtige BFB-Forderung ist, dass für den KfW-Schnellkredit keine weitergehende bankseitige Prüfung vorzunehmen sowie 
keine positive Fortführungsprognose notwendig ist. Informationen finden Sie bei der KFW.

Bundesverband
der
Freien Berufe e.V.

Sachstand: 28. Mai 2020
Der BFB erhebt keinen Anspruch auf Vollständigkeit. Eine Haftung für inhaltliche Richtigkeit kann nicht übernommen werden.

http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/19/181/1918110.pdf
https://www.gkv-spitzenverband.de/gkv_spitzenverband/presse/pressemitteilungen_und_statements/pressemitteilung_1003392.jsp
https://www.kfw.de/KfW-Konzern/Newsroom/Aktuelles/KfW-Corona-Hilfe-Unternehmen.html
https://www.kfw.de/inlandsfoerderung/Unternehmen/Erweitern-Festigen/Förderprodukte/KfW-Schnellkredit-(078)/
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Sozialschutzpaket

Das Gesetz für den erleichterten Zugang zu sozialer Sicherung aufgrund des Coronavirus SARS-CoV-2 
(„Sozialschutz-Paket”) 19/18107 wurde am 25. März 2020 im Schnellverfahren im Deutschen Bundestag 
beschlossen. Dazu gehören: 
– Anrechnung von anderweitigem Einkommen auf das Kurzarbeitergeld 
– Verordnungsermächtigung Arbeitszeitgesetz 
– Ausweitung Zeitgrenzen für geringfügige Beschäftigung bei kurzfristiger Beschäftigung 
– Erleichterter Zugang zum Kinderzuschlag
– Erleichterte Weiterarbeit oder Wiederaufnahme einer Beschäftigung nach Renteneintritt
– Veränderungen SGB II und SGB XII 
Informationen finden Sie beim DEUTSCHEN BUNDESTAG und beim BUNDESARBEITSMINISTERIUM.

Kurzarbeitergeld

Schon am 23. März 2020 hat die Bundesregierung eine Kurzarbeitergeldverordnung beschlossen, die rückwirkend vom 
1. März 2020 bis zum 31. Dezember 2020 gilt. Sie enthält folgende Krisenregelungen:  
Absenkung des Anteils der vom Arbeitsausfall betroffenen Beschäftigten in einem Betrieb, Verzicht auf den Aufbau ne-
gativer Arbeitszeitkonten, Ausdehnung auch auf Zeitarbeitnehmer und Erstattung der vom Arbeitgeber allein während 
Kurzarbeit zu tragenden vollen Sozialversicherungsbeiträge. Der Koalitionsausschuss hat sich am 22. April 2020 auf eine 
gestaffelte Erhöhung geeinigt. Für kinderlose Beschäftigte soll das Kurzarbeitergeld – je nach Bezugsdauer – von 60 auf 
bis zu 80 Prozent und für Beschäftigte mit Kindern von 67 auf bis zu 87 Prozent erhöht werden. Die Neuregelung sieht vor, 
dass in den ersten drei Monaten die bisherigen Kurzarbeitergeld-Sätze gelten. Ab dem 4. Monat sollen 70 oder 77 Prozent, 
ab dem 7. Monat dann 80 oder 87 Prozent des Lohnausfalls gezahlt werden. Darüber hinaus hat das Bundeskabinett am  
6. Mai beschlossen, dass Zuschüsse des Arbeitgebers zum Kurzarbeitergeld und zum Saison-Kurzarbeitergeld entspre-
chend der Regelungen im Sozialversicherungsrecht bis 80 Prozent des Unterschiedsbetrages zwischen dem Soll-Entgelt 
und dem Ist-Entgelt nach § 106 des Dritten Buches Sozialgesetzbuches steuerfrei gestellt werden können. Die Steuerbe-
freiung ist auf Zuschüsse begrenzt, die für Lohnzahlungszeiträume, die nach dem 29. Februar 2020 beginnen und vor dem 
1. Januar 2021 enden, geleistet werden.  
Informationen finden Sie beim BUNDESARBEITSMINISTERIUM und beim BUNDESFINANZMINISTERIUM.

Steuererleichterungen

Kleine und mittelständische Unternehmen dürfen erwartete Verluste mit bereits für 2019 geleisteten Steuer-Vorauszahlun-
gen verrechnen. Der BFB adressierte Ende Mai zusammen mit anderen Wirtschaftsverbänden weitere Forderungen zum 
Corona-Steuerhilfegesetz an die Politik, beispielsweise die Rücknahme der Vorfälligkeit der Sozialversicherungsbeiträge, 
die Ausweitung des Verlustabzugs, eine temporäre Aufhebung der sogenannten Mindestbesteuerung sowie die Ergän-
zung der steuerlichen Gewinnermittlung durch eine „Corona-Rücklage”. Die Positionen finden Sie HIER.

Bundesverband
der
Freien Berufe e.V.

Sachstand: 28. Mai 2020
Der BFB erhebt keinen Anspruch auf Vollständigkeit. Eine Haftung für inhaltliche Richtigkeit kann nicht übernommen werden.

https://dip21.bundestag.de/dip21/btd/19/181/1918107.pdf
https://www.bmas.de/DE/Presse/Pressemitteilungen/2020/sozialschutzpaket.html
https://www.bmas.de/DE/Presse/Meldungen/2020/mit-kurzarbeit-gemeinsam-beschaeftigung-sichern.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Gesetzestexte/Gesetze_Gesetzesvorhaben/Abteilungen/Abteilung_IV/19_Legislaturperiode/Gesetze_Verordnungen/2020-04-30-Corona-Steuerhilfegesetz/0-Gesetz.html;jsessionid=BDD5005D1519BB06DFFFFA42562475F5.delivery1-master
https://www.freie-berufe.de/aktuelles/verbaende-adressieren-forderungen-zu-steuerhilfegesetz/
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Gewerbemiete

Das Recht der Vermieter, Miet- und Pachtverhältnisse über Räume oder Grundstücke wegen Zahlungsrückständen zu 
kündigen, wird für einen bestimmten Zeitraum eingeschränkt. Die Einschränkung gilt nur für Fälle, in denen die Rückstän-
de auf den Auswirkungen der SARS-CoV-2-Virus-Epedemie beruhen. Die Regelung ist auf den Zeitraum vom 1. April 2020 
bis 30. Juni 2020 begrenzt. 
Informationen finden Sie beim BUNDESJUSTIZMINISTERIUM und beim DEUTSCHEN BUNDESTAG.                      

Leistungsverweigerungsrecht

Im Rahmen der Notfallgesetzgebung wird ein temporäres Leistungsverweigerungsrecht für Verbraucher und Kleinstunter-
nehmen (also weniger als zehn Beschäftigte und Jahresumsatz oder Jahresbilanzsumme unter jeweils zwei Mio. Euro) 
eingeführt. Mit diesem allgemeinen Recht kann der Schuldner Leistungen bis zum 30. Juni 2020 verweigern, wenn er die 
Leistung aufgrund der Corona-Pandemie nicht ohne Gefährdung seines (oder seiner unterhaltsberechtigten Angehöri-
gen) angemessenen Lebensunterhalts erbringen kann. Informationen finden Sie beim BUNDESJUSTIZMINISTERIUM und 
beim DEUTSCHEN BUNDESTAG.

Entschädigung nach § 56 IfSG wird dem Wortlaut nach nur für Betriebe gewährt, welche aufgrund einer behördlich an-
geordneten Quarantäne zur Schließung aufgefordert wurden. Teilweise wird die Rechtsauffassung vertreten, dass auch 
bei Auflagen, welcher einer gesamten Branche untersagen Ihren Betrieb aufzunehmen – derzeit beispielsweise Clubs und 
Bars – dem Sinn und Zweck nach auch § 56 IfSG angewandt werden sollte.
Eine andere Rechtsauffassung sieht in diesem Fall jedoch einen Anspruch aus § 56 IfSG nicht gegeben.  
Die Entschädigung aufgrund einer angeordneten Quarantäne stelle ein Sonderopfer einzelner Branchenangehöriger 
dar, welches nicht gegeben sei, wenn eine gesamte Branche einheitlichen Regelungen unterläge. Diese Rechtsauf-
fassung, nach welcher § 56 IfSG nur bei angeordneten Quarantäne greift, wird von den Landesbehörden geteilt. Die 
Entschädigung nach § 56 IfSG wird aus Landesmittel gezahlt.
Hinweis: eine Branche, welche nur Gewinneinbußen hat, also den Betrieb aufrechterhalten kann, wird von keiner der 
beiden relevanten Rechtsauffassungen als durch § 56 IfSG erfasst angesehen. 

Entschädigung nach dem 
Infektionsschutzgesetz § 56 IfSG

Bundesverband
der
Freien Berufe e.V.

Rettungsfonds

Der BFB begrüßt den Vorschlag eines Rettungsfonds für besonders krisengebeutelte Unternehmen. Dieser soll möglichst 
vielen Betrieben aufgrund von betriebswirtschaftlichen Kriterien zugutekommen, der BFB ist gegen eine reine Branchen-
betrachtung. Geeignetes Kriterium für die finanzielle Hilfe für die Unternehmen in jedem Monat ist, dass der Umsatz den 
Vormonatsdurchschnitt um mehr als 40 Prozent unterschreitet. Die Hilfe erfolgt in Form eines Zuschusses zum nachweisbar 
verringerten Umsatz durch die coronabedingte Beeinträchtigung. Berechnungsgrundlage wäre hier die durchschnitt-
liche monatliche Umsatzsteuervorauszahlung des Vorjahres (ohne Berücksichtigung der Vorsteuer). Es ist auch sachlich 
richtig, dass eventuell ausgezahlte Corona-Sofortzuschüsse aus der Finanzhilfe auf den Rettungsfonds angerechnet wer-
den. Zudem sollen sich die Unternehmen verpflichten, nach Wiederanlaufen des Geschäfts dem Staat zehn Jahre lang 
einen festen Prozentsatz ihres Gewinns zurückzuzahlen.

Sachstand: 28. Mai 2020
Der BFB erhebt keinen Anspruch auf Vollständigkeit. Eine Haftung für inhaltliche Richtigkeit kann nicht übernommen werden.

https://www.bmjv.de/DE/Themen/FokusThemen/Corona/Miete/032320_FAQ_Miete.pdf?__blob=publicationFile&v=2
http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/19/181/1918110.pdf
https://www.bmjv.de/DE/Themen/FokusThemen/Corona/Downloads/032320_FAQ_Schutz-Zahlungsverzug.pdf?__blob=publicationFile&v=2
http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/19/181/1918110.pdf
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Freien Berufe e.V.

Stundungen von Steuern 
inklusive

Verzicht auf Pfändungen

Betroffene Steuerpflichtige können bis zum 31. Dezember 2020 Anträge auf Stundung der bis zu diesem Zeitpunkt 
bereits fälligen oder fällig werdenden Steuern stellen. Auch die Vorauszahlungen auf die Einkommen- und Körper-
schaftsteuer können auf Antrag befristet und grundsätzlich zinsfrei angepasst werden. Die vereinfachte Stundungs-
regelung gilt für Einkommensteuer, Körperschaftsteuer und Umsatzsteuer. Soweit es durch die sog. Corona-Krise zu 
Verspätungen bei der Abgabe von Steueranmeldungen kommen sollte, sind die Finanzämter gebeten worden, 
etwaige Verspätungszuschläge zu erlassen. Auch eine Stundung der Kraftfahrzeugsteuer möglich. Hierzu ist bis 
31. Dezember 2020 beim zuständigen Hauptzollamt ein ENTSPRECHENDER Stundungsantrag zu stellen. 
Informationen finden Sie beim BUNDESFINANZMINISTERIUM.

Sachstand: 28. Mai 2020
Der BFB erhebt keinen Anspruch auf Vollständigkeit. Eine Haftung für inhaltliche Richtigkeit kann nicht übernommen werden.

https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Gesetzestexte/Gesetze_Gesetzesvorhaben/Abteilungen/Abteilung_IV/19_Legislaturperiode/Gesetze_Verordnungen/2020-04-30-Corona-Steuerhilfegesetz/0-Gesetz.html;jsessionid=BDD5005D1519BB06DFFFFA42562475F5.delivery1-master
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Standardartikel/Themen/Schlaglichter/Corona-Schutzschild/2020-03-19-steuerliche-Massnahmen.html

